SE 
VV ET | 2204 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(No. 796.) Geſetz wegen Regülirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe Im 
SGroßherzogthum Poſen, den mit Weſtpreußen wieder vereinigten Diſtrik⸗ 
ten, dem Knulm⸗ und Michelauſchen Kreiſe und in dem Landgebiet der %%%. 
505 Stadt Thorn. Vom Sten April 1823. VVV 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von 
en Preußen au ce. N 
haben in Unſeren Patenten vom gten November 1816. wegen Wiedereinfuͤhrung 
des Allgemeinen Landrechts in das Großherzogthum Poſen und in die mit Weſt⸗ 
preußen wieder vereinigten Diſtrikte, den Kulm⸗ und Michelauſchen Kreis und 
die Stadt Thorn mit ihrem Gebiet, eine beſondere Verordnung über die Art und 
Weiſe vorbehalten, wie in dieſen Landestheilen das Edikt wegen Regulirung der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe vom IAten September 1811. und 
deſſen Deklaration vom 2 ſten Mai 1816. mit Beachtung der Gerechtſame 
aller Betheiligten in Anwendung zu bringen ſey. Nachdem Wir hieruͤber und 
über die Einführung der Abloͤſungs⸗Ordnung vom 7fen Juni 1821. die Pro⸗ 
vinzialbehoͤrden und fachkundigen Männer aus den Einſaſſen der betheiligten Klaſ⸗ 
ſen, auch Unſeren Staatsrath, mit ihrem Gutachten vernommen haben; ſo ver⸗ 
ordnen Wir deshalb für erwaͤhnte Landestheile, wie folgt: 
8 „550000. Er 
Von Bauerguͤtern, die zeitpachtweiſe oder als Zeit⸗-Emphy⸗ 


teuſen oder als Laßgüter beſeſſen werden. 


$. I. Die bisher zu Eigenthums⸗, Erbzins⸗ oder Erbpachtsrechten noch 
nicht verliehenen baͤuerlichen Ack ernahrungen ſollen den Wirthen, welche 
biefelben bei Verkündigung dieſes Geſetzes als Zeitpaͤchter oder Zeit⸗Emphyteuten 
mit oder ohne Befugniß, nach Ablauf der im Rontrakte beſtimmten Friſt die neue - 
Verleihung zu fordern, oder als Laßbeſitzer im Sinne des H. 626. u. folg, 
Tit. 21. Theil J. des Allgemeinen Landrechts, ſey es zu erblichen oder nicht erb⸗ 
lichen Rechten, rechtmaͤßig beſitzen, zu Eigenthumsrechten verliehen, und die auf 
Jahrgang 1823. ; K ? ben 


— — 


(Ausgegeben zu Berlin den 29ſten April 1823.) 
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5 0 3.4. 2: 0 vo . DE A 3° H. 3 Fuͤr b a uerl i ch werden 


den Stellen haftenden Dienſte und andern gutsherrlichen Leiſtüngen und Abgaben 
abgelöfet WW re 8 
Dies ſoll ſowohl in Unſern Domainen und den Gütern der Stadtgemeinen, 
der Kirchengeſellſchaften, frommen und milden Stiftungen u. ſ. w. als auch in 
den Privatgütern Statt finden. Doch dürfen die Beſitzer jener baͤuerlichen Nah⸗ 
rungen das Eigenthum eigenmaͤchtig nicht ergreifen, noch die bisherigen Verbind⸗ 
lichkeiten zur Leiſtung und Abfuͤhrung ihrer Dienſte und Abgaben verweigern, oder 
ſich eigenbeliebige Abaͤnderungen in der bisherigen Art und Weiſe der Abtragung 
erlauben. Wir befehlen ihnen vielmehr ernſtlich, bei Vermeidung der in den 
Geſetzen wegen unerlaubter Selbſthuͤlfe und Widerſetzlichkeit beſtimmten Nach⸗ 
theile und Strafen, mit der Leiſtung ihrer Dienſte und der Abfuͤhrung ihrer Ab⸗ 
gaben ſo lange puͤnktlich fortzufahren, bis die anderweitige Regulirung ihrer 
Verhaͤltniſſe durch Vergleich oder durch die beſtellte Generalkommiſſion zu Stande 
gebracht, und der Zeitpunkt der Ausführung gekommen iſt. 8 8 Mr 
4 Ribete F. 2. Fuͤr Ackernahrungen follen diejenigen Stellen geachtet wer⸗ 


der Sete, den, deren Hauptbeſtimmung es iſt, ihren Inhaber als ſelbſtſtaͤndigen Acker⸗ 


wendung fin- entweder von der Stelle Spanndienſte geleiſtet werden muͤſſen, oder wenn der 


erforderlich iſt. Iſt aber keine von dieſen drei Beſtimmungen bei der Stelle vor⸗ 


terliegen dem gegenwärtigen Gefege nicht. ee, é e , & nf 


A. diejenigen Ackernahrungen gehalten, welche entweder: . ER serie 


1) zu den ſchon in den Jahren 1772. und 1773. von Uns in Beſitz genomme⸗ 


nen Landestheilen gehoͤrig, in den während dieſes Beſitzes aufgenommenen 
Steuer⸗Anſchlaͤgen und Steuerrollen zur bäuerlichen Hufenſteuer oder doch 
als Dan Rafayer u. ſ. w. zu Schutzgeld veranſchlagt find; 
85 oder . 12 
) bei Verkuͤndung dieſes Geſetzes entweden me. 
a) nn u, zur Bewirthſchaftung eines herrſchaftlichen Gutes belaſtet 
= ind, oder Par : : 
bb) als zur Kultur ausgeſetzte Guter Laßguͤter) im Sinne des H. 626. u. folg. 
Tit. 21. Th. I. des Allgemeinen Landrechts, ſey es zu erblichen oder nicht 
erblichen Rechten, beſeſſen worden. e 
F. 4. Fur baͤuerlich werden fernen 185 3 
88. auch diejenigen Ackernahrungen gehalten, die zwar frei von herrſchaftlichen 


Dienſten als ſogenannte emphyteutiſche Guͤter auf beſtimmte Jahre oder 


Geſchlechtsfolgen, mit oder ohne Befugniß, nach Ablauf der Friſt die Ver⸗ 
l f A 3 f llaͤn⸗ 


x 


ſer Gesch zan. wirth zu ernaͤhren. Das Daſeyn dieſer Beſtimmung iſt dann anzunehmen, wenn 


Beſitzer bisher gewohnlich zu deren Bewirthſchaftung Zugvieh (Pferde oder 
Rindvieh) gehalten hat, oder ſolches zu deren Bewirthſchaftung fortdauernd 


handen; ſo gehört ſie zur Klaſſe der Dienſt⸗Familienſtellen. Dieſe letztern un⸗ 


. —T— —— —AL—I SSR 


längerung des Kontrakts fordern zu können, oder als Zeitpachtgaäter beſeſſen N 


werden, jedoch nur einen Flaͤcheninhalt von Zweihundert Preußiſchen Morgen 
an Gaͤrten, Ackerlaͤndereien und Wieſen, oder weniger haben, wenn entweder 
1) die Beſitzer ſolcher Stellen in Steuer⸗ oder ſonſtigen amtlichen Verzeichniſſen, 
Uurbarien und Praͤſtationstabellen, in Verleihungsbriefen oder Kontrakten, 
als Leute baͤuerlichen Standes (Stan chfopski), oder die Beſitzungen ſelbſt 
aals ſolche, die von Leuten baͤuerlichen Standes beſeſſen werden, mit gemein⸗ 
provinziell oder oͤrtlich⸗uͤblichen Benennungen bezeichnet ſind. Zu den Be⸗ 
Zeichnungen dieſer Art gehoͤren folgende Benennungen, und zwar in deutſcher 
Sprache und Mundart: Bauer, Halbbauer, Huͤfner, Halbhuͤfner, Meier, 


Halbmeier, Koſſaͤthen, Kothſaſſen, Gaͤrtner, Danniker, Ratayer u. ſ. w. 


ge und in pohlniſcher Spraches?ss?ss u # aan 
chlop, kmiec, okupnik, pölrolnik; pölownik, 'pöllanik, poKlednik, 
cChatnik, komornik, zagrodnik, chalupnik, u. ſ. Ww. 1815 | 
oder 5 A nei 


122 


Arkunde des vormaligen Herzogthums Warſchau vom 22ſten Juli 1807. 
dals auch in der Perſon des worhergehenden Wirthes, von einem Erbunter⸗ 
n; thaͤnigen, e re 2 
7FFFFFCFFCC 157 Kan 232322 8 
39. ſolche bei Bekanntmachung der Herzoglich⸗Warſchauiſchen Verordnung vom 
Auſten Dezember 1807. wegen näherer Beſtimmung der Folgen der aufge⸗ 
hobenen Erbunterthaͤnigkeit auf die zu $. 3. Nr. 2. gedachte Weiſe beſeſſen 

zan wurden e t ME 


F. 5. Sind auch bei Bauergüͤtern die gh. 2 4. genannten Eigenſchaf⸗ 


20 dergleichen Ackernahrungen ſowohl bei Bekanntmachung der Verſoſſungs. 


Gar: e 10 face 3C-SIEPE geg EOS 
ten anzutreffen; fo find doch von der Anwendung dieſes Geſetzes ausgeſchloſſen: 
I) diejenigen Bauerhoͤfe, welche bereits vor Publikation der Kabinetsorder 
von ten Mai 1819. betreffend die Rechte und Pflichten der baͤuerlichen 
Wirthe in dem Großherzogthum Poſen, von den Gutsherren eingezogen : 
worden, imgleichen diejenigen beſonderen bäuerlichen Etabliſſements, welche 
erſt nach jenem Termin von den Gutsherren gegründet und errichtet find; 
2) diejenigen Bauernahrungen, zu deren Einziehung Unſere Landes⸗Polizeibe⸗ 
phoͤrden bereits vor Verkündung dieſes Geſetzes die Genehmigung ertheilt 
haben:: 8 r 
§. 6. Diejenigen Inhaber von Bauerhoͤfen, welche ihre Rechte zum 9) Nähere 
Beſitz nicht unmittelbar von dem Gutsherrn, ſondern von einen Wirthe des derm 


Bauerhofes herleiten, der ſeinerſeits dem Gutsherrn wegen der gutsherrlichen 


enthums⸗An⸗ 


pruch berech⸗ 


Leiſtungen unmittelbar verhaftet iſt, können auf die Verleihung des Eigenthums tigten Inha⸗ 


und Regulirung ihrer Verhaͤltniſſe nach Maaßgabe des jetzigen Geſetzes nicht An⸗ ber. 


ſpruch machen. In wiefern derjenige, von welchem jene ihre Rechte . 
K 2 dazu 


| en — | 
dazu befugt ſey, iſt nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu beurtheilen. Gleich⸗ 
- mäßig koͤnnen Pächter von Pfarr = oder Kirchenlaͤndereien die Verleihung des 


Eigenthums a. nicht verlangen; ‚gehören aber zur Pfarre Bauerhoͤfe, die der 


Pfarrer benutzt und wovon das Ober⸗Eigenthum einem Dritten zuſtehet, oder 
worauf die nn bie sen Recke 2 fo as biefe dem jegigen 
Geſe 
= §. 7 Auch Wenigen deren Best ih öben Beringimgsrecht ſchon zur Zeit 
der Bilan machung dieſes Geſetzes auf eine rechtsbeſtaͤndige Art gekuͤndigt war, 
haben keine Anſpruͤche auf die Ueberlaſſung des Hofes. Hat Jemand nachher 
ein Recht zum kuͤnftigen Beſitz des Hofes erlangt; ſo muß demſelben unter den 
geſetzlichen Bedingungen der Hof eigenthuͤmlich uͤbertragen werden. Iſt ein ſol⸗ 
5 Recht noch nicht verliehen, jo treten die Vorſchriften der Hö. 99. und 100. ein. 
H. 8. Beſitzt der Inhaber die Stelle nicht aus eigenem Rechte, ſondern 


als Inkerimswirth für einen andern, fo kommt der Eigenthums⸗-Anſpruch nicht 


ihm, vielmehr, demjenigen zu, welchem der Bester ſolche wieder herauszugeben 
verpflichtet iſt. 

F. 9. Wenn Alter oder körperliche Gebrechen den zeitherigen Nieß⸗ 
braucher an der Eigenthums⸗ Erwerbung oder Fortſetzung des Beſitzes zu nicht 
eigenthuͤmlichen Rechten hindern, ſo hat derſelbe Anſpruch auf einen lebenslaͤng⸗ 
lichen Altentheil (Auszug), deſſen Gewaͤhrung nach dem Herkommen des Orts, 
und wo dieſes nicht entſcheidet, nach billigem Ermeſſen der zum Behuf der Aus⸗ 


einanderſetzungen zu errichtenden . der Annehmer des Hofes 


ſich nicht entziehen kann. 

$. 10. Hat in dieſem Fall der zeitherige Rießbraucher zur Annahme 
des Hofes tuͤchtige 8 ſo 5 or Rn ei die Wahl des — 1 
gm Bei itzers fre. 

$. IT. Die Auseinanderſetung wegen Verleihung des Eigenthums an 
die bäuerlichen Wirthe und Entſchaͤdigung der Gutsherrſchaft für die ihr davon 
zuſtaͤndigen Nutzungen, kann jeder von beiden Theilen, ſowohl die Gutsherrſchaft 
gegen alle oder einzelne, als die baͤuerlichen Wirthe einzeln oder i in der Geſammt⸗ 
heit, fogleich nach Verkündung dieſes Geſetzes, verla ngen. 
en F. 12. Wir wünfchen, daß dieſe Auseinanderſetzungen vorzugsweise 


Haase des durch güfige Einigung zu Stande gebracht werden, und um dieſe zu befoͤrdern, 


3) Provo 
kationsrecht. 


mit oder ohne ſollen in jedem Kreiſe rn zur Bermittelung derſelben ran werden. 


inne G. en 285 
ſetzen, — 5 fie ſich zuvoͤrderſt an dieſe . wenden, damit . einen 
zu ſtiftenden Vergleich vermitteln. ? 

$. 14: Es bedarf zu dem Ende keiner Vermeſſung und ſormlichen Ab- 
ſcatung, ſondern es aa aa von dem Ermeſſen der Vermittler ab, auf 


RE Sofern alſo bir Betheiligten ſich nicht ſelbſt gütlich Orb 


welchem andern kuͤrzeren Wege ſie fich von den Gegenſtäuden der Auseinander⸗ 
ſetzung und von dem Sachverhaͤltniſſe zuverlaͤſſige Kenntniß verſchaffen wollen. 
$. 15. Die Art und Weiſe der Auseinanderſetzung, welche Beſtandtheile 
naͤmlich und welche Zubehörungen des Hofes, oder welche andere Grundſtuͤcke 
den baͤuerlichen Wirthen Statt derſelben zu Eigenthums⸗Rechten uͤberlaſſen werden 
ſollen, und welche Entſchaͤdigungen fie der Gutsherrſchaft dafuͤr und für den 
Verluſt ihrer bisherigen Nutzungen zu ae eee ee 4 freien ‚Dereini- 
gung der Intereſſenten überlaffen. 
Sie koͤnnen ſich dieſe Entſchaͤdigungen vrch Lal ii Korn, durch 
Geld, oder theils durch Land, theils durch Juventarienſtücke, theils durch Korn, 
theils durch Geld, theils auch . iR eine klang beizubehaltende Dien⸗ 
fie gewähren. ; 
H., 16. Ihre Neal igen Abreden unterliegen jedoch folgenden Ein⸗ 
ſchrankungen: ee 
1) Die Gutsherrſchaft kann zu ihrer Entfehdbigung 1 mehr, als die 
Haͤlfte der zum Bauerhofe gehoͤrigen Ländereien an Aeckern, Wieſen und 
Huͤtungen einziehen, dieſes aber auch nur in. ſofern, als bei dem Bauer⸗ 
hofe an Aeckern und Wieſen ſo viel verbleibt, als nothwendig iſt, um fuͤr 
ein Geſpann von zwei küchtigen Zugochſen zulaͤngliche Arbeit z zu ‚gewähren. 

205 Der Bauerhof und die dabei verbleibenden Laͤndereien muͤſſen den Erwer⸗ 
bern zum vollen Eigenthum uͤberlaſſen werden; die Ueberlaſſung zu Erb⸗ 
zins⸗ oder Erbpachts⸗Recht wird, da ſie die freie Verfügung heichräntt 

und neue Verwicklungen herbeiführt, ausgeſchloſſen. 

| 305 Der Vorbehalt von Dominial⸗ Zehnten und a badete da def, ib- 
Veränderungen ift unzulaͤſſig. 

4) Der Vorbehalt von Dienſten findet nicht für anne währende Zar S ‚Statt, 
es muß vielmehr allemal in dem Vertrage beſtimmt werden, wann fie 
„ zur Abloͤſung kommen konnen, und dieſer Zeitraum darf nie uber vier 
und zwanzig Jahre, vom Tage er nein 3 e an ge⸗ 
rechnet‘, hinausgehen. 

50 Immer muͤſſen die 3 Dienſte, wenn nicht lach bem Ge⸗ 

N genſtande der Arbeit und deren Umfang, doch nach Tagen, auch wie viele 

deren in einem oder dem andern Falle wöchentlich un werden ſollen, 
beſtimmt werden. 

3 Mit Ausnahme der Erndtezeit duͤrfen die betzubehattenden Dienſte nicht 
mehr als woͤchentlich drei Manns handtage betragen; fuͤr die erſten drei Jahre 
nach der Vollziehung des Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſes ſoll es jedoch zu⸗ 
llaͤſſig ſeyn, ſich außer biefen een EN noch drei Spann⸗ 

5 . vorzubehalten. SE? 

7) Fuͤr 


7) Fuͤr die Erndtezeit koͤnnen die drei Handtage in der Woche verdoppelt 
werden, welche dann aber mit zwei Manns und vier F rauenstage ge⸗ 

Nis: leiſtet werden koͤnnen enge: Br 

5 8). Sind keine Spanndienſte vorbehalten, oder iſt der dreijaͤhrige Zeitraum, fuͤr 

= welchen deren Vorbehalt zulaſſig iſt, verfloſſen, ſo können in der Erndtezeit 

8 Hiandtage in Spanntage verwandelt werden, und es werden ſolchenfalls 


die Handtage mit Spanntagen nach dem Gewichte von Zwölf Berliner 


i Scheffeln Roggen ausgeglichen, dergeſtalt, daß, wenn die an einem Tage 
e geleiſteten Erndtefuhren einzeln dieſes Gewicht betragen, für einen ſolchen 
N Spanntag dreiMannshandtage abgerechnet werden, wogegen, wenn die Ladung 


der Erndtefuhren großer oder kleiner iſt, nach Verhaͤltniß des Mehr- oder 
Minderbetrages eine verhaͤltnißmaͤßig größere oder kleinere Anzahl Hand⸗ 
8 apa e eee er 

; 0) Auch konnen in den Wintermonaten vom Iſten Dezember bis den iſten 
Maͤrz zum Verfahren des Getreides ſtatt der drei Handtage, Spanntage, 

jedoch nie uͤber eine Entfernung von ſechs Meilen, und uͤberhaupt von 


Winter, gefordert werden. Das Maaß der Ladung muß jedesmal im 

Vertrage beſtimmt ſeyn, und darf für jede zweiſpaͤnnige Fuhre das Ger 

wicht von zwölf Berliner Scheffeln Roggen nicht uͤberſchreiten. Bei die⸗ 

ſem Betrage einer Ladung werden vier Meilen, nämlich zwei Meilen des 

x Dinwegs und zwei Meilen des Rückwegs, drei Mannshandtagen gleich 
N ö 3 geachtet. 2 2 de USE TER = S ar 

SS 10) Die Beſpannung muß in allen Fällen ſo angenommen werden, wie ſie 

der baͤuerliche Wirth, ohne Ruͤckſicht auf den Dienſt, zur zweckmaͤßigen 

Bewirthſchaftung ſeines Hofes haͤlt, alſo nach Verſchiedenheit der Faͤlle 


* 


blaͤuerliche Wirth, mit Ausnahme des No. 9. gedachten Falles, niemals 
in dem Auseinanderſetzungs-Rezeß zum voraus verpflichtet werden, uͤber 
das No: 6. und 7. beſtimmte Maaß hinaus ruͤckſtaͤndig gebliebene Dienſte 
nachzuleiſten, ſondern nur dazu, die verſaͤumten Leiſtungen in den geſetzlich 
Dazu geeigneten Faͤllen zu verguͤten, deſſen ungeachtet bleibt es aber hinter⸗ 
her für jeden einzelnen vorkommenden Fall verſaͤumter oder ausgeſetzter 
Dienſte den Betheiligten gaͤnzlich uͤberlaſſen, ſich deshalb auf jede beliebige 
Art in Guͤte auszugleichen. Io et 0 
13) Groͤßere als die oben beſtimmten Dienſileiſtungen ſind nur zulaͤſſig, wenn 


. * ᷣͤ 3 27 ER u Tan ei 
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geleiſtet werden muͤſſen, imgleichen von der Faͤhigkeit des baͤuerlichen 
Wirthes, ſie ohne beſondern Nachtheil fuͤr den regelmaͤßigen Betrieb 
ſeiner Wirthſchaft abzudienen, befriedigende Ueberzeugung verſchafft. 


Bir jedem bäuerlichen Wirthe nie mehr als ſechs folcher Fuhren für jeden 


mit Ochſen oder Pferden, zwei⸗, drei⸗ oder vierſpaͤnnig. Auch kann der 


die Kreis⸗Vermittelungs⸗Behoͤrde ſich von der Nothwendigkeit, daß fie 


12) Das 


—— 4 ⏑—4T6j—ä— 


8 


12). Das Maaß der bisher geleiſteten Dienſte darf nur daun vergrößert wer⸗ 
den, wenn der Gutsherr bei der Auseinanderſetzung von ſeinem Vorwerks⸗ 
bdder von dem baͤuenlichen Ent ſchaͤdigungs⸗Lande einem Bauerhofe neue 
Laͤndereien beilegt, welchen Falls uberhaupt verhaͤltnißmaͤßig mehr Dienſte 
auf die No. 4. beſtimmten Jahre vorbehalten werden koͤnne. 
13) Da, wo der Berechtigte die Haͤlfte der Ländereien: des Verpflichteten einge⸗ 
Zogen hat, darf das Maaß der beizubehaltenden Dienſte nicht die Haͤlfte 
der fruher geleiſteten uͤberſchreiten. FFF 
14) Außer vorbemerkten Dienſten duͤrfen keine die perſöͤnliche Freiheit beſchraͤn⸗ 
kende Leiſtungen feſtgeſetzt werden. BR 
15) Bedingt ſich der Gutsherr eine Korn- oder Geldrente vor, ſo hat ſolche 
die Natur einer abloͤslichen und bei; vorkommenden Vereinzelungen theil. 
baren Real: Abgabe, ds e f en 
40) Abreden gegen die in den HH. 85. bis 61. 
gen Vertheilung der oͤffentlichen Laſten, ſind unzulaͤſſig. rin 
H 17. In jedem Falle, wo ein Vergleich zu Stande kommt, muß der 
Auseinanderſetzungs⸗Rezeß gerichtlich vollzogen und der Generalkommiſſion zur 
( SEE a 


ben ſind. Wird aber von beiden Theilen der Antrag auf Auseinanderſetzung bei 
der Generalkommiſſion angebracht, ſo muß ſie ſolche ſofort einleiten. 
Achat 4 


ſchnur dienen laſſen. ar Dee = ABER, 8591175 

F. 20. Der Bauerhof und alle nach dem rechtlichen Beſitzſtande bei der 2) Benin 
Verkuͤndung dieſes Geſetzes dazu gehörige Laͤndereien, Gebaͤude und Inventarien⸗ einander⸗ 
ſtuͤcke machen den Gegenſtand der Auseinanderſetzung aus, und wird dabei kein ſetbung. 


9. 21. Sind mit einem Bauerhofe beſondere nicht auf den Landbau, 
ſondern auf andere Nahrungen abzweckende Etabliſſements oder Gerechtigkeiten, 
als Mühlen, Schmieden, Krüge u. ſ. w. verbunden, ſo finden die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes zwar auf die Beſtandtheile des Bauerhofes Anwendung wegen 
der damit verbundenen Nahrungen und deren Zubehör behaͤlt es aber bei dem 
beſondern deshalb bisher beftandenen Rechtsverhältniß fein e =. 

RB . 22, 


4 


It e, (336.7 77 , 22. Die Gebäude verbleiben dem baͤuerlichen Wirth, und muͤſſen ihm 
bei der Ausfuͤhrung der Auseinanderſetzung von dem Gutsherrn in gutem bau- 
lichen Zuſtande uͤberliefert werden, von dieſem Zeitpunkt ab, muß ſie alsdann 


jener auf ſeine Gefahr und Koſten unterhalten. 
F. 23. Erfolgt aber im Falle des §. 21. eine Trennung des Bauerhofes 
und der damit verbundenen befonderen Nahrung, und: find bei beiden nur gemein⸗ 
ſchaftliche Gebaͤude; ſo muͤſſen die Gebaͤude derjenigen Nahrung, die nach dem 
Ermeſſen der Generalkommiſſion die erheblichſte iſt, verbleiben: der Gutsherr 
muß jedoch, wenn hiernach keine oder nicht die erforderlichen Wohn⸗ und Wirth⸗ 
ſchafts⸗Gebaͤude bei dem Bauerhofe verbleiben, den Mangel auf ſeine Koſten, dem 
H. 22. gemaͤß, erſetzen. 5 i . i 1 
H. 24. Sind auf der Hofſtelle des Bauern, außer den baͤuerlichen Wohn⸗ 
und Wirthſchafts⸗Gebaͤuden, abgeſonderte, dem Gutsherrn gehoͤrige Gebaͤude, 
3. B. Tageloͤhner⸗ Wohnungen ꝛc. ꝛc., fo verbleiben dieſe dem Gutsherrn. Der 
baͤuerliche Beſitzer des Hofes kann aber verlangen, daß ſie auf herrſchaftlichen 


Grund verſetzt werden; er muß jedoch in dieſem Falle entweder die Verſetzungs⸗ 


koſten bezahlen, oder ſolche auf ſeine Koſten abbrechen und auf den ihm angewie⸗ 
ſenen Ort aufbauen laſſen. Bleibt indeſſen das Gebaͤude nach der Auseinander⸗ 
ſetzung noch ſtehen, und iſt es kuͤnftig neu aufzubauen, ſo kann es dann nur auf 


herrſchaftlichen Boden geſetzt werden. Y 


$. 25. Das Eigenthum des dem bäuerlichen Beſitzer verbleibenden Theils 
des Hofes erſtreckt ſich nicht blos auf Die Oberfläche, fondern auch auf die Foffilien, 
in ſofern fie nach den Landes⸗ und Provinzial⸗Geſetzen dem Eigenthumer des 
Bodens zuſtehen. Die bereits vor der Auseinanderſetzung aufgedeckten Kalkbruͤche, 
Gruben von Mergel oder andern mineraliſchen Duͤngererden, und Torfſtiche, ver⸗ 
bleiben jedoch dem Gutsherrn, ſo wie die bäuerlichen Beſitzer das Recht zur Mit⸗ 
benutzung, zum wirthſchaftlichen Gebrauch oder zum Bedarf, in ſofern ſie es vor 
der Auseinanderſetzung gehabt haben, behalten. In allen Faͤllen, wo dem 
Gutsherrn Foſſilien nach der Auseinanderſetzung auf den Grundſtuͤcken der baͤuer⸗ 
lichen Intereſſenten verbleiben, muͤſſen dieſe fuͤr die etwa verlorene Benutzung 
der Oberflaͤche entſchaͤdigt werden. CCC 
FH. 26. Bei der Auseinanderſetzung wegen der Eigenthumsverleihung 
an die bäuerlichen Wirthe und wegen der den Gutsherren gebuͤhrenden Entſchaͤdi⸗ 
gung muͤſſen auch alle Dienſtbarkeitsrechte, welche den baͤuerlichen Wirthen auf 
herrſchaftlichen, und umgekehrt den Gutsherren auf baͤuerlichen Grundſtuͤcken zu⸗ 


ſtaͤndig find, mit aufgehoben werden. Wie weit hierunter den bäuerlichen 


Wirthen noch einſtweilige Huͤlfen vorbehalten werden koͤnnen, iſt weiter unten 
(H. 67.) beſtimm. e f e 

5 §. 27. Muͤhlen⸗ und Getraͤnke⸗Zwang, Jagd und Fiſcherei, find. nicht 
Gegenſtaͤnde der Auseinanderſetzung; den baͤuerlichen Wirthen muß jedoch die 


Fiſche⸗ 2 
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Fiſcherei auf ſolchen Gewaͤſſern, welche von den ihnen bei der Auseinanderſetzung 
verbleibenden Grundſtuͤcken eingeſchloſſen ſind, in ſofern ſie darauf antragen, 
immer mit uͤberlaſſen werden a 
F. 28. Dem Gutsherrn gebuͤhrt fuͤr die Eigenthums⸗ Verleihung an die v) rundlate 
baͤuerlichen Wirthe und fuͤr ſeine bisherigen Nutzungen vollſtaͤndige Entſchaͤdigung. Kane ber 
H. 29. Dieſe wird nach den Leiſtungen der baͤuerlichen Wirthe, mit 5 
Beruͤckſichtigung der gutsherrlichen Gegenleiſtungen, beſtimmt. an f 
F. 30. Hierbei werden der Gutsherrſchaft zu gute gerechnet: id 
1) Geldzinſen der baͤuerlichen Wirthe, nach dem bisherigen Betrage; 
2) Hand ⸗ und Spanndienſte, welche zur gewöhnlichen Bewirthſchaftung des 
Guts in den drei letzten Jahren vor der Verkuͤndung dieſes Geſetzes von den 
bauerlichen Wirthen wirklich geleiſtet worden find, oder, Falls dies nicht zu 
ermitteln iſt, wie ſolche in Gemaͤßheit der Hö. 315. und 316. Tit. 7. Th. II. 
des Allgemeinen Landrechts unter Zugrundelegung des Zuſtandes des Gutes, 
in den gedachten drei Jahren, von Sachverſtaͤndigen zu beſtimmen, und 
nach den K. 31. bis 36. zu berechnen ſi nnd Huf 
3) Dienfte, die zur gewöhnlichen Bewirthſchaftung nicht gehören, ſondern 
nur in beſonderen Faͤllen, als bei Bauten oder bei anderen außerordentli⸗ 


. 


chen Gelegenheiten vorkommen, wobei durch Sachverſtaͤndige der jaͤhrliche 
Betrag naͤmlich wieviel Tage und welch ein Maaß von Arbeit jaͤhrlich, 
indem ein Jahr in das andere gerechnet wird, darauf anzunehmen iſt, 
und zwar wegen der Baudienſte mit Beruͤckſichtigung der HH. 120. u. f. 
der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung vom 7ten Juni 1821., ſodann aber 
der Werth nach H. 30. zu beſtimmen iſt; „„ agg 
J) Fruchtleiſtungen an Roggen, Gerſte und Hafer nach dem bisherigen Be⸗ 
trages en ene a ee N ae 5 
5) andere Fruchtleiſtungen einſchließlich der nach $. 30. der Abloͤſungs⸗Ordnung 
vom 7ten Juni 1821. anzuſchlagenden Frucht⸗Zehnten, welche nach Ver⸗ 
phaͤltniß ihres wirthſchaftlichen Werths zu dem des Roggens, auf Roggen 
zu berechnen ſind zen i rs ah 4 unn rn 
6) andere Natural⸗Abgaben, einſchließlich der nach F. 30. der Abloͤſungs⸗ 
Ordnung anzuſchlagenden Fleiſch⸗Zehnten, nach F. 381 der gedachten 
DODtrednung zu Roggen berechneezzzr7ĩ' ] 
7) die nach H. 26. aufgehobenen Berechtigungen der Guts herrſchaft nach der 
von Sachverſtaͤndigen anzuſchlagenden Nutzung; und endlich dies 
9) der in Roggen oder Geld auszudruͤckende Grundzins für diejenigen Laͤnde⸗ 
reien und Nutzungsgegenſtaͤnde, welche etwa den baͤuerlichen Wirthen nach 
Fi. 27. und H. 105. zugelegt worden. Sr 307 
., K. 31. Der Werth, der nach H. 30. No. 2. zur gewöhnlichen Bewirth⸗ 
ſchaftung des Gutes wirklich geleiſteten oder beziehungsweiſe zu beſtim⸗ 
Jahrgang 1823. n L men⸗ 


a Spann⸗ en baia, wird allemal (S 35: und 36) in Modden. 
beſtimm. 
H. 38 Sofern diese Dienſte ungemeſſen, oder blos nach Tagen gemef⸗ 


ſen ſind He die Guts hernſchaft die Roh ob Behufs der rs — 2 
1 Werthes 


blos die Zahl ber wirft gefefoten Spam- und Handdünftage, 5 
oder 3 

b) die von dem Dienipfichtigen wirklich beschaffte Arbeit zum Grunde a 

werben ſoll. In dem erſten Falle geſchiehet die Werthsbeſtimmung nach 

S. 35,3 in dem zweiten Falle nach den im H. 36. enthaltenen Vorſchriften. 

H. 33. Nach Gattung und Umfang der Arbeit bereits gemeſſene Dienſte 
find allemal nach dem Grundſatze b. 2% S. 32: an dun den Vorſchriften 
dez H. 36., abzuſchaͤtzen. 

H. 34. Nach eben dieſem Giundſate g. 32. +; 7 amg auch, im Fall der 
Unmöglichkeit der Ausmittelung der wirklich bisher geleiſteten Dienſttage, der 
Werth der alsdann nach H. 30. No. 2. von Sake zu Beenden 
Dienste beſtimmt werden. 

H. 35. Damit, im Fall Fe Anwenden des Gfindfatzes al, 558 H. 32. 5 
Ber. oͤrtliche Werth eines Dienſttages jederzeit moͤglichſt richtig geschätzt werde, 
ſoll mit Zuziehung von Deputirten der Gutsbeſitzer aus denjenigen Landestheilen, 
fuͤr welche das gegenwaͤrtige Geſetz gegeben wird, durch Sachverſtaͤndige fuͤr jede 
der verſchiedenen Arten der Spann⸗ und Handtage, im Allgemeinen nach der 
Maaßgabe, wie ſolche in den gedachten Landestheilen einerfeits am beſten und 
andererſeits in der ſchlechteſten Art abgeleiſtet zu werden pflegen, ein Maximum 
und ein Minimum ihres Werthes i in Roggen ermittelt und durch die Amtsblaͤtter 
bekannt gemacht werden. In den Grenzen dieſes Maximum und Minimum iſt 
alsdann der oͤrtliche Werth eines Dienſttages nach Art und Maaßgabe der bis⸗ 
bergen Leiſtung von der Generalkommiſſion zu beſtimmen. 

„H. 36. Muß die Werthsermittelung der Dienſte, wegen der Wahl des 
Gussherrn (F. 32.), oder in Folge der Vorſchriften der HH. 33. und 33. nach 


der von den Dienſtpflichtigen bisher beſchafften Arbeit geſchehen; ſo iſt das Arbeits⸗ 


quantum, wo ſolches nicht ſchon in gemeſſenen Dienſten feſtſtehet (H. 33.) oder 
ermittelt iſt ($. 34.), durch Sachverſtaͤndige zu ermitteln. Auf den Grund dies 
ſes Arbeitsbetrages werden aldann die Koſten berechnet, welche der Gutsherr 
anwenden muß, um durch eigenes Geſpann, Tagelöhner und Geſinde die bisher 

wur die Dienſte beſchaffte Arbeit ſelbſt zu beſchaffen ie (a 
i H. 87. Muß bei zeitemphyteutiſchen Guͤtern mit oder ohne Befugniß, 
i de Erneuerung des Kontraktes nach Ablauf beſtimmter Jahre oder nach dem 
Ausſterben gewiſſer Geſchlechtsfolgen fordern zu konnen, vertragsmaͤßig oder 
e ein Einkanfsgeld bezahlt werden, ſo gebuͤhret der Gutsherrſchaft, 
8 außer 


| 
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außer deu ihr nach F. 30. zu er Nutzungen, elne nach Hh. 33. bis 37. 
der Abloͤſungsordnung vom 7ten Juni 182 T. zu beſtimmende Entſchaͤdigung. 
Jedoch haͤngt es von der Wahl des Verpflichteten ab, ſtatt der im F. 37. a. a. O. 
beſtimmten mee die ehe zu vier Prozent als jaͤhrliche Rente 
zu entrichten. 

Muß z. B. die Erneuerung alle 2 Dreißig Jahre geſucht werden, und 
beträgt das Einkgufsgeld 300 Rthlr. und hat der gegenwärtige Beſitzer funfzehn 
Jahre gewohnt; fo betraͤgt die nach H. 36. der eng ea zu übernehmen 
de Rente e A UET: 2 5 
und der nach 9. 37. a. a. O. zu entrichtende Kapitalertrag 150 Rthlr., f 
oder, wenn es der Verpflichtete vorzieht, 55 ll Rente zu ent. 
richten, F222 d Hu 
und in ſolchem Falle die ganze fuͤr die Heigebradhfe Erneuerung des 
Kontraktes zu entrichtende Entſchaͤdigung jahrlich 5 16 Rthlr. = 
F. 38. Von dem Betrage diefer Leiſtungen (SS. 30. bis 37), werden in . . 
ET gebracht: 

J) die Geldvergutungen oder die Naturalien, welche die Gutsherrſchaft Den 
. bäuerlichen Wirthen nach der örtlichen Verfaſſung fuͤr eine oder die andere 
Gattung, von Leiſtungen zu gewaͤhren ſchuldig war, und zwar, je nachdem 
ſie jährlich vorkommen oder nur bei gewiſſen Gelegenheiten, nach dem vor⸗ 
ſtehenden H. 30, No, 2. und 3., und die Naturalien, in ſofern fie nicht 
in Korn beſtehen, nach K. 27. und 28. der Abloͤſungsordnung; 
20. Remiſſionen d ln Unterſtützungen bei Ungluͤcksfaͤllen und Bauhuͤlfen nach dem 
von Ha maß den beſteh Verpflichtungen der Guts⸗ 
herrſchaft und oͤrtlichen Serhätknifen, darauf ee anzuſchlagen⸗ 
den jaͤhrlichen Betrage; 
3) die oͤffentlichen Laſten; 
4 der reine Ertrag, in Koͤrnern, der von der Gutsherrſchaft den bäuerlichen 
5 Wirthen vor der een es „ohne verhaͤltnißmaͤßigen Erlaß 
an ihren Abgaben und Seilen, Agenden Grundſtuͤcke und 
8 Nutzungsgegenſtändez = 
5) der reine Ertrag, in Koͤrnern, der von De Sufaberten 22851 ss. 26. 27. 
und 40, bis 42. bei der Eigenthumsverleihung zuruckgenommenen Laͤn⸗ 
deereien und Nutzungsgegenſtaͤnde; 
60 die Zinſen zu vier Prozent der von der Gutsherrſchaft nach §. 43. zuruͤck⸗ 
genen een Inventarienſtuͤcke. 


F. 39. Die ſolchergeſtalt (FH. 30. bis 38. ) ausgemittelte Entſchadigung e) Entſchaͤdi⸗ 
1 in fofern ſich die Betheiligten nicht über eine Abfindung in Kapital oder ums Ar- 
en anders einigen, in Land, oder in Inventarienſtuͤcken „oder in Rente, oder 

e 2 theil⸗ 
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theilweiſe in einen und dem anderen zugleich gefordert werden. Wie weit in 
Abrechnung darauf auch einſtweilen noch Naturaldienſte vorbehalten werden 
konnen, iſt F. 40. ur folg. beſtimmn t.. 


e ee e, ue, F. 40. An Land kann die Gutsherrſchaft auf Abſchlag der ihr gebüh⸗ 


renden Entſchaͤdigung die Haͤlfte der Aecker, der Wieſen, der beſonderen Huͤtun⸗ 
gen (das heißt, die außer der Acker⸗ und Wieſenhuͤtung vorhanden ſind) und 
der Waldungen, und zwar bei jeder Gattung in Morgenzahl und Guͤte nach dem 


Verhaͤltniß, in welchem die baͤuerlichen Wirthe ſie bisher beſeſſen haben, zuruͤck⸗ i 


nehmen, in ſofern namlich, : R 


a) an Aeckern und Wieſen ſoviel, als nothwendig iſt, um fuͤr ein Geſpann von 3 


zwei tuͤchtigen Zugochſen zulängliche Arbeit zu gewähren, 


b) an Huͤtung fo viel, als. fuͤr den Viehſtand. der bäuerlichen Wirthe erfor⸗ 


= derlich iſt, und 77G IE IT SEHE. SI BIT Tesralee Hidng 
es) an Waldungen oder Waldſlücken, wo ſolche bei den Bauerhöfen vorhanden 


ſind, ſo viel, als ſie zur Befriedigung ihres Bau⸗ und Brennholzbedarfs 
25 A . Se RE 2 i 2 at. 8 


noͤthig haben, 8 
bei den Höfen. verbleibt. EEE ER 
"Ey AT. Bei der Beurtheilung der Entbehrlichkeit der Hütung kann jedoch 
auf kuͤnſtlichen Futterbau und Stallfütterung nur in ſofern Ruͤckſicht genommen 
werden, als dieſelben bis zur Auseinanderſetzung wirklich ſchon ſtatt gefun⸗ 
den haben. ER 3 


Gutsherr zwiſchen einer Entſchaͤdigung in Land, Inventarienſtücken, oder Rente 
die Wahl. IE RESTE nr | 
Ss 45. In ſo weit er Land wählt; geſchieht die desfallſige Auseinander⸗ 


Juni 18177 àW*§ꝗ¶L a ; 

H. 46. Kann die Entſchaͤdigung in Land und Inventarienſtuͤcken entweder 
gar nicht, oder nicht voͤllig gewaͤhrt, und muß folglich dieſelbe ganz oder zum 
Theil auf eine Rente berechnet werden, oder zieht die Gutsherrſchaft uͤberhaupt 


die 
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die Entſchaͤdigung in Rente vor: ſo hängt es lediglich von ihrer Einigung mit den 
Bauern ab, ob dieſe Rente in Korn oder Geld, und letzternfalls ob in einem mit 
dem Roggenpreiſe ſteigenden und fallenden, oder in einem feſtſtehenden Geldzinſe, 
feſtgeſetzt und abgeführt werden ſoll; in Entſtehung guͤtlicher Einigung iſt ſie aber 
verpflichtet, die Rente in Korn anzunehmen. 1 ie 
5 H. 47. Soll Behufs der Feſiſtellung der Rente Geld auf Korn „oder 
Korn auf Geld gerechnet werden, oder ſoll die Rente nach den Roggenpreiſen ſtei⸗ 
gen und fallen; ſo iſt nach der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung vom 7ten Juni 
1821. H. 73. und 74. zu verfahren. ; 

K. 48. Jede dieſer Renten (H. 46.) und zwar die Kornrente, indem 
ſolche zu dieſem Zweck nach vorſtehender Vorſchrift (. 47.) nur in umgekehrter 
Ordnung, wiederum auf Geld berechnet wird, kann nach Beſtimmung der Ab⸗ 
loſungsordnung vom 7ten Juni 182 T. H. 16. abgelöſet werden. Dann ſoll es 
jedoch dem Berechtigten frei ſtehen, ſtatt der Durchſchnittspreiſe der letzten dem 
Antrage vorhergehenden vierzehn Jahre, die Durchſchnittspreiſe der letzten der Ver⸗ 
kuͤndung dieſes Geſetzes unmittelbar vorangegangenen vierzehn Jahre, mit Weg⸗ 
laffung der zwei theuerſten und zwei wohlfeilſten, zu waͤhlen, und darnach das: 


Abloͤſungskapital. zu beſtimmen. 


F. 49. Auch in dem Falle, wenn die Auseinanderſetzung durch die Ge. 


neralkommiſſion geſchiehet (F. 18. u. folg.), muͤſſen ſtatt der Rente, im Falle des 
Beduͤrfniſſes auf Verlangen des einen oder des andern Theils, Naturaldienſte, 
jedoch nur fuͤr die naͤchſten zwoͤlf Jahre, von der Verkuͤndung dieſes Geſetzes an 
gerechnet, zugeſtanden werden, in ſofern dergleichen von den baͤuerlichen Wirthen 
bisher geleiſtet ſind „niemals aber, mit Ausnahme des Falles H. 16. Nr. 12., 


uͤber das Maaß der bisherigen Leiſtungen hinaus. „ 
H. 50. Im Fall entſtehenden Streites, entſcheidet die Generalkommiſſion 
uͤber die Zulaͤſſigkeit und das Maaß derſelben. Sie find zulaͤſſig, in ſo weit die 
Gutsherrſchaft die erforderlichen Mittel zum Erſatz derſelben oder die bäuerlichen. 
Wirthe ohne Gefaͤhrdung ihrer Erhaltung die ſtatt der Dienfte. aufzubringende 
Rente nicht zu beſchaffen vermögen: 4 
Hi. 31. Können einige baͤnerliche Wirthe die Rente zum Erſatz der Dienſte 
aufbringen, andere aber nicht: ſo koͤnnen zwar jene daraus keinen Anlaß nehmen, 
die Berichtigung der Rente zu verſagen, die Gutsherrſchaft aber kann die An⸗ 
nahme derſelben verweigern, und auch von jenen Dienſte verlangen, wenn die 
Naturaldienſte der zur Renteleiſtung unfähigen Wirthe mehr als den vierten Theil. 
der gemeinſamen Dienſtpflichten betragen 8 
F. 52. Dieſe Dienſte werden der Gutsherrſchaft nach denſelben Grund⸗ 
ſaͤtzen angeſchlagen, welche bei Ermittelung der von den baͤuerlichen Wirthen 
zu entrichtenden Rente zum Grunde zu legen find,; und mit: der letzteren aus⸗ 


geglichen. 1275 
0 K. 53. 
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F. 33. Sind die bäuerlichen Wirthe bereit, einen dem Werthe ihrer 
gemeinſamen Dienſte gleichkommenden Theil der Rente mit Kapital abzulöſen, 
oder zahlen ſie doch einen ſolchen Theil des Kapitalbetrages, als erforderlich iſt, 
um den Gutsherrn in den Stand zu ſetzen, die zum Erſatz der Dienſte erforderlichen 


Wirthſchafts⸗ Einrichtungen zu treffen: ſo find fie unter den auch hier anwend⸗ 


d) Verthei⸗ 


lung der 


baren Einſchraͤnkungen des F. 81. die Befreiung von den noch vorbehaltenen 
Dienſten zu fordern befugt. Doch kann der Gutsherrſchaft ihre Entlaſſung aus 
dem Dienſte nicht eher, als mit dem Ende des auf die wirkliche Einzahlung des 
Abloͤſungskapitals zunaͤchſt folgenden Wirthſchaftsjahres zugemuthet werden. 

K. 54. Die der Gutsherrſchaft mittelſt Feſtſetzung der Generalkommiſſion 
vorbehaltenen Dienſte muͤſſen, fo viel wie möglich, nicht blos nach Tagen, ſon⸗ 
dern nach dem Gegenſtande und Umfange der Arbeit beſtimmt werden. 2 
Fi. 55. Die auf den Bauerhöfen haftenden oͤffentlichen und andere Real⸗ 


Real Aöga⸗ Abgaben bleiben, wenn die Bauern kein Land abtreten, denſelben ganz zur Laſt. 


ben und oͤf⸗ 
fentlichen 
Laſten. 


f Im Fall der Land abtretung werden fie aber zwiſchen denſelben und der Guts herr⸗ 


ſchaft nach Verhaͤltniß der Landtheilung vertheilt. 1 HS, 2 
$. 56. Die nach der bisherigen Verfaſſung von den bäuerlichen Wirthen 
auf das ihnen bisher ſchon zuſtaͤndige Nutzungsrecht und das ihnen an ihren Hof⸗ 
gebäuden etwa zuſtaͤndige Eigenthum eingegangene Schulden und Realabgaben 
bleiben den baͤuerlichen Wirthen immer allein zur Laſt. Dies gilt insbeſondere 
auch von den urſpruͤnglich allein auf ihre Hofgebaͤude gelegten öffentlichen Ab⸗ 
gaben. Wie aber die Betheiligten wegen der letztgedachten Abgaben auszugleichen 


find, iſt im $. 38. beſtimmt. 


$. 57. Die Gemeinelaſten verbleiben den bäuerlichen Wirthen aus⸗ 


ſchließlich. Nimmt jedoch die Gutsherrſchaft an den Vortheilen der Gemeine⸗ 
Auſtalten Theil; fo muß fie auch nach Verhaͤltniß ihrer Theilnahme zu den Koſten 
derſelben beitragen. an 

F. 58. Die zum Unterkommen und zum Unterhalt der Gemeinebeamten 
beſtimmten Gebäude, Ländereien und Nutzungen, verbleiben nach wie vor Ge⸗ 
meinegut, und es koͤnnen den baͤuerlichen Wirthen dafuͤr keine beſonderen Verguͤ⸗ 


tungen an die Gutsherrſchaft zugemuthet werden. Dagegen übernimmt die 


Gemeine die fernere Unterhaltung derſelben, wenn ſolche auch bisher ganz oder 
zum Theil von der Gutsherrſchaft geleiſtet iſt. 5 


$. 59. Daſſelbe gilt von anderen zu Gemeinezwecken vorhandenen An⸗ ö 


ſtalten und den zu ihrer Unterhaltung beſtimmten Grundſtuͤcken und Nutzungsrechten. 
- $ 60. Wegen der Konkurrenz der Gutsherrſchaft zu den Laſten dieſer 
Gemeineanſtalten (G. 88 und 59.) finden die Beſtimmungen H. 57. Anwendung. 
$. 61. Niemals kann der Guts herrſchaft, wenn fie auch nach bisheriger 
Verfaſſung oder der Natur des Gegenſtandes an den Gemeine-Einrichtungen 


nicht 


N 
C 
k 
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nicht Theil nimmt, die Theilnahme daran gegen verhaͤltnißmaͤßige Uebernahme 
der Koſten verſagt werden. i 
H. 62. Die vorgedachten Beſtimmungen F. 57. u. folg. verſtehen ſich von 
den Gemeinelaſten im engeren Sinne, d. i., den zu den offentlichen Zwecken des 
Gemeinverbandes beſtimmten Einrichtungen. er 

F. 63. Iſt aber von ſolchen Einrichtungen die Rede, welche die Privat⸗ 
vortheile der Grundbeſitzer und ihrer Hinterſaſſen bezwecken, als die zur Nutzung 
der Grundſtuͤcke gehörenden Bewaͤſſerungs⸗ und Abwaͤſſerungs⸗Anſtalten, Pri⸗ 
vatwege und Triften, Hirtenhaͤuſer, Unterhaltung der Zuchtſtiere u. ſ. w.; fo 
bleiben dieſe den Betheiligten nach wie vor zur Laſt, und es kann keinem derſelben 
eine Genoſſenſchaft an den Vortheilen und Laſten derſelben aufgedrungen werden, 
welche nicht ſchon. in der bisherigen Verfaſſung oder den allgemeinen Geſetzen 
wegen Einſchraͤnkung des Eigenthums zu gemeinem Beſten und beſſerer Benutzung 
anderer Grundſtuͤcke ‚begründet iſt. ö 


H. 64. Dem gemaͤß verbleiben die Hirtenhaͤuſer und die zugehoͤrigen 


Grundſtücke, welche den baͤnerlichen Wirthen bisher zur Nutzung uͤberlaſſen 
waren, inſofern ſie dieſelben ohne Theilnahme der Herrſchaft nutzten, ihnen 
allein; im andern Falle aber nimmt die Gutsherrſchaft ferner als Miteigenthuͤ⸗ 


mer daran Theil. Nach dem Verhaͤltniß des Miteigenthums richtet ſich auch 


der Koſtenbeitrag zur Unterhaltung. Doch muß die Auseinanderſetzung der hier⸗ 


aus und aus anderen aͤhnlichen Verhaͤltniſfen entſpringenden Verwickelungen bei 5 


der Regulirung moͤglichſt bewirkt werden. N 

Fi. 65. Eben ſo ſoll bei allen durch Abgeordnete der General⸗Kommiſſion 

zu bewirkenden Regulirungen, auch dann, wenn die Guts herrſchaft keine baͤuer⸗ 

liche Ländereien zuruͤcknimmt, dieſelbe mit den baͤuerlichen Wirthen aus aller Ge⸗ 
meinſchaft geſetzt werden. Wegen der als Ausnahme von dieſer Regel auf gewiſſe 

Zeit noch zulaͤſſigen Waldberechtigungen ꝛe. iſt unten (F. 67. das Noͤthige beſtimmt. 

FH. 66. Nicht minder iſt bei ſolchem Anlaß die vollſtaͤndige Gemeinheits⸗ 

theilung der baͤuerlichen Wirthe alles Fleißes zu vermitteln. Von Amtswegen 

aber iſt BER A ds BE 

1) die vollſtaͤndige Gemeinheitstheilung derjenigen Wirthe, denen ihre Höfe 

abgebauet werden, vorzunehmen, dabei auch auf eine zuſammenhaͤngende 

wirthſchaftliche Lage der ihnen zugetheilten Grundſtuͤcke zu halten; 

2) mit der Auseinanderſetzung eine neue nach den Grundſaͤtzen H. 9. der Verord⸗ 
nung vom ten Juni 182 J. wegen Ausfuͤhrung der Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordnung einzurichtende Feldeintheilung der baͤuerlichen Feldmark zu verbin⸗ 
den, und dabei insbeſondere dahin zu ſehen, daß jedem ſeine Laͤndereien 

in jedem Felde (Schlage) moͤglichſt in einem wohl abgerundeten Stuͤcke zu⸗ 

getheilt, und dieſe Stuͤcke durch die beſtehenden oder neu anzulegenden Wege 
mit einander und mit den Wirth ſchaftshöfen in Verbindung gebracht werden; 
8 3) da, 


e) Gleichzei⸗ 
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3) da, wo die Oertlichkeit es beguͤnſtiget, den baͤuerlichen Wirthen der dritte 


Theil oder doch nicht viel weniger von ihren nach der Bodenguͤte und Lage 
gegen die Wirthſchaftshoͤfe vorzugsweiſe zum Anbau von Futterkraͤutern 


geeigneten Ackerlaͤndereien zur hutfreien Benutzung zuzutheilen; PB 


40 in jedem Fall, es mag naͤmlich bei der Auseinanderſetzung ein Umtauſch der 
Ländereien geſchehen oder nicht, muß in Gemaͤßheit der Gemeinheitsthei⸗ 


lungs⸗Ordnung vom 7ten Juni 182 1. H. 101. für ein angemeſſenes Ein⸗ 


kommen der Schullehrerſtelle geſorgt, und 


5) gleichmaͤßig dem Dorfs⸗Schulzen eine verhaͤltnißmaͤßige Vergeltung, in ſofern 


ſolche noch nicht Statt findet, moͤglichſt in Grundſtuͤcken, ausgeſetzt werden. 
0 Einſtweilige §. 67. Waͤhrend der naͤchſten zwölf Jahre nach der Regulirung, ſollen 


welche hin. den bäuerlichen Wirthen, welche bisher dienſtpflichtig waren, auf ihren Antrag 


e c folgende Unterſtuͤtzungen zu Statten kommen ER er 
der Mugeiu- 1) Der Anſpruch auf den aus gutsherrlichen Forſten und Torflagern bisher 


anderſetzung 


noch zu lei bezogenen Feuerungsbedarf, jedoch nur in ſofern, als fie dieſen Bedarf 


tien haben. nicht aus dem Feuerungsmaterial auf den ihnen zugetheilten Grund⸗ 
b ſtuͤcken entnehmen koͤnnen. Der Gegenſtand der Leiſtungen, die Art und 


Weiſe der Verabreichung, und bie hierbei zu beobachtende Ordnung muß 


immer ſo beſtimmt werden, wie es der Gutsherrſchaft am wenigſten laͤſtig iſt. 
2) Der Anſpruch auf die bisher genoſſene Waldweide, jedoch nur fuͤr den un⸗ 


entbehrlichen Bedarf, und mit den unter No. I. gedachten Einſchraͤnkungen 


und weiterer Ermäßigung von drei zu drei Jahren nach Maaßgabe der den 
baͤuerlichen Wirthen in den hutfreien Laͤndereien oder ſonſt dargebotenen 
Gelegenheit, ſich den Abgang durch Futterbau oder durch andere wirthſchaft⸗ 
liche Einrichtungen zu erſetzen. e 
F. 68. Der Werth dieſer einſtweiligen Unterſtuͤtzungen (§. 67.) wird dem 
Gutsherrn durch Handdienſte erſe tze. ae 


9 


„ , F. 69. In den naͤchſten zwölf Jahren, nach der Verkündung dieſes Ge⸗ 


ſetzes, ſind die bäuerlichen Wirthe in hergebrachter Art die bisher der Gutsherr⸗ 


ſchaft für ihre Arbeiter und Geſinde in den bäuerlichen Hofgebaͤuden ausgewieſenen 
Wohnungen zu uͤberlaſſen ſchuldig. Doch findet dies in ſofern nicht weiter Statt, 


als ſie mit dergleichen Leuten bisher in einem und demſelben Zimmer zuſammen 
wohnen mußten. SER 35 ann 2 
F. 70. Außer den nach dieſem Geſetze noch beizubehaltenden Dienſten 


find die bisher dienſtpflichtigen bäuerlichen Wirthe auch ein für allemal zu denjeni⸗ 


gen Bauten, welche in Folge der Regulirung und Dienſt⸗Aufhebung und der 


hiermit verbundenen Abbaue und Verlegungen noͤthig werden, die erforderlichen 


Fuhren unentgeldlich zu verrichten gehalten, jedoch nur in dem Maaße und in 
ſolchen Friſten und zu ſolchen Zeiten, daß damit der ordnungsmaͤßige Betrieb 
ihrer eigenen Wirthſchaften beſtehen kann. Das hieruͤber, imgleichen wegen 


— ER FFRETREIREIREER 


. Ver⸗ 


Vertheilung der Laſt unter die dienſpflchtigen Wirthe, zu treffende wn, 
jest die Generalkommiſſion feſt. 

H. 71. Wegen des Abbaues ſinden die Vorſchriften der Gemeinheits⸗ 895 1 dem 
theilungs⸗ Ordnung SI. 69. bis 72. Anwendung, der Abbau iſt aber, wenn die 

Lage oder Größe der Feldmarken und Höfe nach dem pflichtmaͤßigen Ermeſſen der 

Generalkommiſſion eine Verſetzung der Höfe oder der bisherigen Beſitzer, es ſey — 

> auf derſelben Feldmark oder ſelbſt auf ein zum Hauptgute gehoͤriges benachbartes 5 

Vorwerk, rathſam macht und eine beſſere Kultur befördert, Ruͤckſichts der der i 

Regulirung unterworfenen baͤuerlichen Wirthe allemal zulaͤſſig und dieſe müffen 

ſich demſelben unterwerfen, ſobald der Gutsherr den dazu noͤthigen Umbau auf 

eigene Koſten uͤbernimmt, und die baͤuerlichen Sa 155 des ihnen Gebuͤh⸗ 

N renden vollſtaͤndig entſchaͤdiget werden. 

H. 72. Auch kann die Gutsherrſchaft die Abbauenden in allen Fallen 

noͤthigen, ihr gegen die im H. 70. a. a. O. beſtimmte vollſtaͤndige Entſchaͤdigung, 

die ſie alsdann allein gewähren muß, ihre bisherigen e nebſt den dazu ge⸗ 
hoͤrigen Gärten zu uͤberlaſſen. 

H. 73. Daſſelbe iſt ſie wegen aller anderen privativen Grundſtücke, 
welche dem Ausbauenden in der ihr zufallenden Planlage zugehoͤren, gegenfeitig 
aber auch dieſer die Annahme derſelben und ſeine angemeſſene Entſchaͤdigung dafür 
alsdann zu fordern befugt, wenn er wider feinen Willen zu dem Abbau genöthiget 
iſt, und er jene Grundſtücke bei den ihm anderweitig zugetheilten Grundſtücken mit 
dem bisher davon bezogenen Vortheile nicht nutzen kann. i 
. 74. BVerſagt ein oder der andere baͤuerliche Wirth die Annahme des b) Selgen der 
re auf die nach dem Vorſtehenden zu regulirenden Bedingungen; ſo kann Annahme 
ihm daſſelbe zwar nicht aufgedrungen werden. Er iſt dann aber den Hof mit dem ee 
Termine, in welchem die Auseinanderſetzung mit den übrigen Wirthen zur Aus⸗ 
führung koͤmmt und jeden Falls auf einjährige Kündigung, zu räumen ſchulbig. 

Wird der Hofes geräumt, fo kommt der §. 100. zur Anwendung. 

ö §. 75. Wenn ſich die Intereſſenten wegen des Termins zur Ausfuͤhrung e 
der Auseinanderſetzung nicht vereinigen, ſo beſtimmt ſolchen die Generalkommiſſion ber tuseinän- 
nach den beſondern Umſtaͤnden jedes Falles. Auch bleibt es ihr uͤberlaſſen, Die, derſeßung. 

ſelbe nach und nach ſo, wie es zu einem ſchicklichen Uebergange in die neuen Ver⸗ 

haͤltniſſe noͤthig und zweckmaͤßig iſt, eintreten zu laſſen. 

F. 70. Erſt mit dieſem von der Generalkommiſſion oder von den Theil⸗ u 

nehmern ſelbſt unter deren Genehmigung beſtimmten Termine zur Ausführung verfehung 

der Auseinanderſetzung, tritt das Eigenthum der baͤuerlichen Wirthe in volle Wirk⸗ 9 Nückfichts 

ſamkeit, und es bedarf zu dieſem Behuf keiner beſondern Uebergabe, eg "en. 

waͤre denn, daß ſolche bei der we des endlichen e Termins 
vorbehalten worden. 


Jahrgang 1823. ö a 45 M ä g. 77. 
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F. 77. Das Eigenthum der bäuerlichen Wirthe hat alle Wirkungen des 


vollen Eigenthums. Sie können alfo über die ihnen verliehenen Hoͤfe in den Schran⸗ 


Len der allgemeinen Geſetze unter Lebendigen und von Todeswegen frei verfügen. 


$. 78. So lange jedoch die baͤuerlichen Wirthe noch zu größeren, als den 


K. 68. und 70. beſtimmten Huͤlfsdienſten pflichtig ſind, finden wegen der Ver⸗ 


Außerung und Belaſtung des dienſtpflichtigen Gutes mit Schulden, die hieruͤber 


bei den Erbzinsguͤtern im Allgemeinen Landrecht Th. I. Tit. 18. HH. 698 706. 
ertheilten Vorſchriften, Anwendung. 5 


$. 79. Auch unterliegen die Beſitzer der fo belaſteten Guͤter ruͤckſichtlich 
der Zerſtuͤckelung, der beſonderen Einſchraͤnkung, daß die Gutsherrſchaft derſel⸗ 
ben in ſoweit zu widerſprechen befugt iſt, als der Beſitzer dadurch außer Stande 
kommen wuͤrde, die ihm noch obliegenden Dienſte gehoͤrig zu leiſten. 

F. 80. Endlich kann auch ein mit den gedachten groͤßeren Dienſten 
(F. 78.) belaſteter baͤuerlicher Wirth aus den in dem Allgemeinen Landrecht 
Th. II. Tit. 7. Hh. 289. bis 291. beſtimmten Gruͤnden zum Verkauf feines Ho⸗ 
fes genoͤthiget werden. Hat aber jene größere Dienſtbelaſtung aufgehoͤrt; ſo fin⸗ 
det auch dieſes nicht mehr Statt. Se 

$. 81. Bis zur Ausfuhrung der Auseinanderſetzung muß jeder Theil 
die ihm bisher obgelegenen Verbindlichkeiten erfüllen. Ueberhaupt bleiben bis 
dahin die gegenfeitigen Rechte und Verbindlichkeiten unter folgenden naͤheren 
Beſtimmungen unveraͤndert. 


$. 82. Ein nach dieſem Geſetze zum Anſpruch auf Verleihung des Ei 


genthums berechtigter Beſitzer; kann fernerhin nur aus den $$. 287. bis 291. 
Titel 7. Theil II. des Allgemeinen Landrechts beſtimmten Gruͤnden ſeiner Stelle 
entſetzt werden. Der Ablauf der in den beſtehenden Kontrakten beſtimmten Beſitz⸗ 
zeit giebt alſo kein Recht dazu. i 5 5 N 

H. 83. Iſt auch der Hof nach bisheriger Verfaſſung noch nicht erblich 
geweſen; ſo geht derſelbe doch auf die Erben des Beſitzers in abſteigender Linie 


ohne Unterſchied des Geſchlechtes, und in deren Ermangelung auf den uͤberleben⸗ 


den Ehegatten uͤber, und es finden hierbei die Vorſchriften des Allgemeinen 
Landrechts Theil I. Titel 21. H. 634. u. folg. Anwendung: ſollte jedoch im Falle 
des F. 642. der Hof dem Gutsherrn zuruͤckfallen, fo iſt der H. 100. des jetzigen 
Geſetzes in Ausuͤbung zu bringen. e 
Ruͤckſichts der bisher ſchon zu erblichen Rechten beſeſſenen Hoͤfe bleibt es 
bis zur Vollziehung der Auseinanderſetzung wegen der Erbfolge bei der beſtehen⸗ 
den Verfaſſung. Iſt jedoch dieſe für die Beſitzer nicht ſo vortheilhaft, als das 
vorſtehend den nicht erblichen Beſitzern bewilligte Erbrecht, fo ſoll auch ihnen 
dieſes zu Statten kommen. & ? 
$ 84. Finden auch Gutsherren und Bauern die Auseinanderſetzung we⸗ 
gen Verleihung des Eigenthums ihrem Vortheile noch nicht angemeſſen, ſo kann 


doch 
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vorgenommene Verpfaͤndung oder Verdußerung unbedingt eintragen, dergeſtalt, 
M 2 


== 67 — 


doch jeder von beiden Theilen die Verwandlung der ungemeſſenen in gemeſſene 
Dienſte nach naͤherer Beſtimmung des H. 54. fordern. Tragt auch nur einer der 
Pflichtigen darauf an, fo muß dies doch ſogleich wegen aller geſchehen. Uebri⸗ 


gens muͤſſen bei dieſer Feſtſetzung der ungemeſſenen Dienſte die Vorſchriften des 


Allgemeinen Landrechts Theil II. Titel 2. HH. 314 — 316, einſchließlich beruͤckſich⸗ 


tiget werden. wg er 

H. 85. Die Gutsherren koͤnnen uͤber die erhaltene Entſchaͤdigung, inſon⸗ 
derheit uͤber das zuruͤckgenommene Land, in ſofern frei verfuͤgen, als nicht Fidei⸗ 
kommiß⸗ und Schulden⸗Verbindungen oder ſonſtige Rechte dritter Perſonen da⸗ 
durch verletzt werden. 5 

H. 86. Es ſtehet ihnen inſonderheit frei, aus den zuruͤckgenommenen 
Bauer⸗Laͤndereien oder aus dem Vorwerkslande entweder die kleinen Ackernah⸗ 
tungen zu vergrößern, oder Dienſt⸗Familienſtellen bis zu Ackernahrungen zu 
erweitern, oder Ackernahrungen neu zu errichten, jedoch alles dieſes nur unter 
den Bedingungen und Beſchraͤnkungen des $. 16. 

§. 87. Findet es der Gutsherr ſeinem Intereſſe angemeſſen, Behufs 
der Vergrößerung des Guts⸗Inventariums, der nöthigen Bauten und des fonft 


erforderlichen Koſtenaufwandes zum Exſatz der Dienſte, oder zur beſſern Be⸗ 


nutzung der ihm bei der Regulirung und Gemeinheitstheilung zufallenden Laͤnde⸗ 
reien, oder zur Beſtreitung der Koſten des Abbaues und der Verlegung der bauer: 
lichen Wirthe, die bei der Auseinanderſetzung mit den Letzteren an ihn zuruͤckfal⸗ 
lenden Grundſtuͤcke oder Renten ganz oder zum Theil zu verkaufen, oder mit dem 
Vorzugsrecht vor den ſchon eingetragenen Glaͤubigern zu verpfaͤnden, oder die 
von den baͤuerlichen Wirthen an ihn zu leiſtenden Kapitalszahlungen zu jenem 
Behuf zu verwenden: ſo ſtehet den Hypotheken⸗Glaͤubigern, den Fideikommiß⸗ 
Berechtigten, imgleichen den Ober⸗Eigenthuͤmern bei Erbzinsguͤtern und den 
Wiederkaufs⸗ Berechtigten bei wiederkaͤuflichen Guͤtern kein Widerſpruch dage⸗ 
gen zu, und es bedarf ihrer Einwilligung dazu nicht. Um jedoch Verkuͤrzun⸗ 


gen dieſer Betheiligten abzuwenden, wird Folgendes feſigeſetzt: 


§. 88. Der Gutsherr kann von jenen Entſchaͤdigungen nur ſo viel ver⸗ 
kaufen oder mit Vorzugsrecht verpfaͤnden und beziehungsweiſe verwenden, als 
zu der in Folge der Regulirung erforderlichen neuen Einrichtung nothwendig iſt. 
5 $. 89. Er legt zu dem Ende der zur Regulirung angeordneten Kommiſſion 
den Anſchlag der erforderlichen Koſten vor, in welchen Materialien und Dienſte, 
die aus dem Gute genommen werden koͤnnen, nicht in Berechnung kommen. 
Di.ieſe unterſucht ihn und reicht ihn mit ihrem Gutachten der Generalkom⸗ 
miſſion ein, welche den Betrag feſtſetzt. 18 45 
. F. 90. Iſt dieſe Feſtſetzung erfolgt und von der Generalkommiſſion be⸗ 
ſcheiniget, ſo muß die Hypothekenbehoͤrde jede, innerhalb der feftgefegten Summe, 


daß 


b) Rüͤckſichts 


der Guts⸗ 
herren. 


— 68 => 


daß! die Sicherheit des eingetragenen Gläubigers ö oder Känfers o von dem Baie 3 


wirklicher Verwendung des Geldes vollig unabhaͤngig iſt. . 


Gleichmaͤßig ſind die baͤuerlichen Wirthe, welche aus Ya cb Eigenhume⸗ 8 


Verleihung oder Dienftablöfung an den betreffenden Gutsbeſitzer Kapitalszahlun⸗ 
gen zu leiſten haben, auf Antrag deſſelben bis zum Belauf der feſtgeſetzten Be⸗ 
darfsſumme zur Zahlung an denſelben anzuweiſen. Die Verpflichteten werden 


durch die auf den Grund dieſer Anweiſung geleiſteten Zählungen von aller wei⸗ 
teren Vertretung ruͤckſichtlich der Verwendung frei, und muͤſſen ſolche auf den 


Grund jener Anweiſung und der Quittung oder des Loͤſchungs⸗Konſenſes des 
ihnen angewieſenen Empfaͤngers im Hypothekenbuche ſofort abgeſchrieben werden. 


H. 91. Die Generalkommiſſion iſt aber berechtiget und verpflichtet, den 
Gutsbefi itzer zur geſetzlichen Verwendung des Geldes anzuhalten, und ſie ertheilt 


demſelben nach geführtem Beweiſe, oder nach befundener Richtigkeit der Mögt 
bei N Pruͤfung, N Beſcheinigung über die ane age 


Kat sn zu laſſen er = 


F. 03. Wenn im Falle der ug eines oder che een 
= ein zum Hauptgute gehoͤriges benachbartes Vorwerk, der Zuſtand des 


Hypothekenbuchs des Hauptgutes und des Vorwerkes verſchieden iſt; fo muͤſſen 
Vorkehrungen getroffen werden, damit die Rechte der hypothekariſchen Glaͤubiger 
und anderer Realberechtigten nicht gefaͤhrdet werden. Dieſe werden die Miniſterien 
der Juſtiz und des Innern in der zu entwerfenden Inſtruktion FJ. 1130 nach 
Maaßgabe der Verordnung vom 20ſten J Juni Ae H. 40. und folg. vorſchreiben. 


e Sustebung F. 04. Wegen der Zuziehung der Fideitommiß⸗ und anderer Realbe⸗ 


der Neal: 
rechtigten. 


rechtigten und der Pächter bei der Auseinanderſetzung, Behufs der Verleihung des 
Eigenthums, imgleichen wegen der Folgen derſelben Ruͤckſichts dieſer Intereſ⸗ 
ſenten, finden die Vorfehriften der Gemmeinheitstheilungs⸗ Ordnung H., 10. u. folg. 
S. 147 — 163. und der darin angeführten Deklaration vom e Mai 1810, 
. 116. uU. folg. Anwendung. 


— — —— 


F. 05. Behufs der Verpandling der ER ne in e Dienste ar 


a der anderweiten Beſtimmung der nach Tagen gemeſſenen Dienſte nach dem 
Gegenſtande und een der zu e Arbeiten, e es der auiehung 


| derſelben nicht. was VVV 
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a eb Von den $. 96. Die Koſten ber Anse manderſch g wagen Verleihung bes Eigen⸗ 

Kubemander⸗thums und der damit verbundenen Gemeinheitstheflungen, ſo weit dieſelben von der 

ſetzung. Gutsherrſchaft nach obigen Vorſchriften nicht allein zu uͤbernehmen, oder fremden 
e vermoͤge 9 an der Gemeinheitstheilung, i in Rechnung 


zu 


— — — — — 


— ——— — — — 
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zu ftellen ſind (S. 26. des. Geſetzes wegen Ausfuͤhrung der Gemeinheitstheilungen), 
werden von der Gutsherrſchaft zum dritten Theil, die uͤbrigen zwei Drittel aber 
theils von ihr, theils von den baͤuerlichen Wirthen nach Verhaͤltniß ihrer Theil⸗ 
nahme an den hierbei zur Vertheilung und zum Umſatz kommenden Ländereien. 
übernommen. Nach dem letztern Grundſatze werden auch die geſammten auf ſie 
treffenden Koſten der Vermeſſung und Bonitirung zwiſchen denſelben vertheilt. 
§. 97. Dabei verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß die Koſten, welche aus 
den von einer oder der andern Seite erhobenen Weiterungen erwachſen, dem 
unterliegenden Theile, nach den allgemeinen Grundfäßen wegen der Prozeßkoſten, 
zur Laſt fallen. Auch ſoll derjenige Theil, der, nach gehoͤriger Erörterung der 
Theilnehmungsrechte und Ermittelung der zu beruͤckſichtigenden Grundſtuͤcke nach 
Flaͤcheninhalt und Guͤte, den darauf gegruͤndeten Auseinanderſetzungs⸗Plan 
anzunehmen verweigert, jedesmal die durch ſeine Weiterungen entſtehenden 
Koſten allein tragen, in ſofern der oder die anderen bereitwillig waren, den Aus⸗ 
einanderſetzungs⸗Plan anzunehmen, und der Weigernde hernach doch nur ſo viel 
oder weniger erſtreitet „als ihm im Wege des Vergleiches angeboten worden. 
F. 08. Uebrigens ſollen ſaͤmmtliche die Ausfuhrung dieſer Verordnung 
betreffende Verhandlungen die Sportel⸗ und Stempelfreiheit genießen, mit Aus⸗ 
nahme derjenigen, welche die zuruͤckgewieſenen Rekurſe, und die eingelegten 
Appellationen und Reviſtonen betreffen. Den Partheien werden alſo wegen 
jener Gegenftände nur die Diäten der Kommiſſarien, die Gebühren der Sachver⸗ 
ftändigen und andere zu den baaren Auslagen zu rechnende Koſten zur Laſt ge⸗ 
legt. Die bei den Hypothekenbehorden vorzunehmenden Umſchreibungen und 
die zu dieſem Behuf von denſelben veranlaßten Verhandlungen ſind ſportelpflich⸗ 
tig; doch ſoll den Partheien auch hierbei die Stempelfreiheit zu ſtatten kommen. 


ſtücke, denſelben wieder beigelegt, und der ſolchergeſtalt wieder hergeſtellte Hof 
einem beſonderen Wirthe, entweder auf frei und unter Beobachtung der §. 16. 
enthaltenen Vorſchriften mit dem Annehmer zu verabredende Bedingungen eigen⸗ 
thuͤmlich, oder fuͤr die vor der Einziehung davon entrichteten Leiſtungen zu dem 
IE : 9. 


* 


eee zart F. TOL, Fallen baͤuerliche Nahrungen, welche bereits zu Eigenthums⸗ 


PER 70 . 


$. 629. u. folg. Tit. 21. Th. I. des Allgemeinen Landrechts beſtimmten Rech⸗ 


ten und unter Vorbehalt der Auseinanderſetzung nach Inhalt des jetzigen Ge⸗ 
ſetzes, als erbliche Nahrungen ausgethan werden. 


$. 100. Daſſelbe findet Statt, wenn fernerhin baͤuerliche Nahrungen, 
welche noch nicht zu Eigenthumsrechten verliehen ſind, an die Gutsherrſchaft zu⸗ 
ruͤckfallen. Die anderweitige Verleihung muß in dieſem Falle innerhalb Jah⸗ 
resfriſt nach der Erledigung geſchehen. 5 


[4 
Erbzins⸗ oder Erbpachtsrechten verliehen find, in Folge ihrer Erledigung nach 
Inhalt der Verleihungsbriefe, oder ſonſt nach den beſtehenden Geſetzen, an die 
Gutsherrſchaft zuruͤck, oder erwirbt dieſe ſolche durch neue Vertraͤge mit dem Be⸗ 
ſitzer derſelben; fo kann fie Darüber, wenn feit jener Verleihung zwölf Jahre oder 
mehr verfloffen find, ganz nach eigenem Befinden verfügen, und dieſelben ganz 
oder zum Theil zu den herrſchaftlichen Vorwerken einziehen. Sind aber feit der 
Verleihung zu Eigenthumsrechten noch nicht zwoͤlf Jahre verfloſſen, ſo muͤſſen 
die Höfe binnen Jahresfriſt nach dem Ruͤckfall und der Uebergabe an die Grund⸗ 
herrſchaft wiederum zu Eigenthumsrechten, und mit keinen größeren Laſten 
beſchwert als zuvor, ausgethan werden. 


$. 102. In allen Faͤllen ſteht es jedoch der Gutsherrſchaft frei, die 


baͤuerlichen Nahrungen, welche ſie nach vorſtehenden Beſtimmungen wiederum in 
die Haͤnde baͤuerlicher Wirthe zu bringen gehalten iſt, zu zerſchlagen, und davon 
beſondere Stellen unter den Bedingungen des H. 99. zu bilden, oder fie Stück 
weiſe anderen baͤuerlichen Stellen zuzulegen. 


$. 103. Die über dergleichen Verleihungen (H. 99. u. f.) errichteten 
Kontrakte muͤſſen der General-Kommiſſion zur Beſtatigung eingereicht werden. 


H. 104. Laͤßt der Gutsherr die beſtimmte Friſt verſtreichen, ohne den 


im Vorſtehenden beſtimmten Verpflichtungen zu genuͤgen, ſo werden die Hoͤfe 
Seitens der General⸗Kommiſſion, nach vorgaͤngiger Ausſonderung der zu den⸗ 


ſelben gehörigen Beſtandtheile und Gemeinheitstheilung, ubrigens aber in dem 


Zuſtande, worin fie fich eben befinden, mit einer nach h. 46. u. f. und beziehungs⸗ 
weiſe nach H. 101. zu beſtimmenden Rente, und frei von Dienften, oͤffentlich ausge⸗ 
boten, und demjenigen, welcher das meiſte Einkaufsgeld bietet, oder, wenn 

Niemand darauf eingehen will, demjenigen, welcher auf die Rente das befte, 
wenn auch hinter dem anſchlagsmaͤßigen Betrage derſelben zuruͤckbleibende Ge⸗ 
bot thut, mit vollen Eigenthumsrechten zugeſchlagen, in ſofern der Gutsherr 
nicht noch bis zum letzten Bietungstermine einen Annehmer geſtellt, der den 
Hof zu übernehmen erboͤtig iſt. 8 


$. 105. 


— 71 — 


§. 105. Hat die Gutsherrſchaft nicht den ganzen Hof, fondern nur 


einen Theil der zugehoͤrigen Laͤndereien an ſich gezogen, ſo mag es dabei, unter 


dem Vorbehalte der Ausgleichung im Falle der Berechnung der gutsherrlichen 
Rente, nach der Beſtimmung des §. 38., fein Bewenden behalten, wenn fie 
von noch nicht eigenthuͤmlich verliehenen Hoͤfen abgenommen ſind, und dieſelben 
nicht mehr betragen, als die Gutsherrſchaft nach $. 40. u. f. bei der Eigen⸗ 
thumsverleihung zuruͤckzunehmen befugt iſt. Außer dieſem Falle muß der un⸗ 
befugt eingezogene Theil der Laͤndereien bei Gelegenheit der Regulirung den 
Wirthen gegen einen angemeſſenen Zins (F. 30. No. 8.) wieder zugelegt, 
die eingezogenen Laͤndereien aber, welche von einem ſchon zu Eigenthumsrechten 
verliehenen Hofe unbefugt abgenommen find, müffen in den oben (H. 99. u. f.) 
beſtimmten Friſten einem oder dem anderen in derſelben Feldmark angeſeſſenen 
baͤuerlichen Wirthe, gegen eine dem Nutzungs-Werthe derſelben entſprechende 


unveraͤnderliche Geld-Rente, und zwar immer zu vollem Eigenthum, wieder 


ausgethan werden. Laͤßt die Gutsherrſchaft dieſe Friſten verſtreichen, ſo wird 


nach $. 104. verfahren. 


$. 106. Dieſe Vorſchriften (§. 99. u. f.), welche lediglich das öffentliche 


| Intereſſe betreffen, ſollen jedoch den bäuerlichen Einſaſſen, welchen ganze 


Bauerhoͤfe oder Theile derſelben mit Verletzung ihrer Rechte entzogen worden, 


nicht hinderlich ſeyn, ſolche geltend zu machen. 


F 
Von Bauerguͤtern, die zu Eigenthum, zu Erbzins⸗ oder zu 
Erbpachts-Recht beſeſſen werden. e 


H. 107, Nicht allein um die Verhaͤltniſſe dieſer bäuerlichen Einſaſſen, 
welche baͤuerliche Ackernahrungen ($$. 2. bis 4.) beſitzen, von den einer beſſeren 
Landkultur hinderlichen Feſſeln zu entbinden, ſondern auch um die Landkultur 
im Allgemeinen zu foͤrdern, ſoll von nun an die Ordnung wegen Abloͤſung der 
Dienſte, Natural⸗ und Geld⸗Leiſtungen von Grundſtuͤcken, welche zu Eigen⸗ 
thums⸗, Erbzins⸗ oder Erbpachts⸗Recht beſeſſen werden, vom 7ten Juni 182. 


in den oben gedachten Landestheilen Geſetzeskraft haben und zur Ausuͤbung kom⸗ 


men. Jedoch ſteht den Berechtigten hier eben fo, wie in dem H. 48. beſtimm⸗ 
ten Fall, die Wahl frei, ob bei Berechnung des Ablöfungs- Kapitals von der 


Natural⸗Rente, der Durchſchnittspreis der letzten, dem Antrage vorhergegan⸗ 


genen 14 Jahre, oder der, der letzten der Verkuͤndung des jetzigen Geſetzes 
vorangegangenen 14 Jahre, mit Weglaſſung der zwei theuerſten und zwei 
wohlfeilſten, zum Grunde gelegt werden folle, 


F. 198, 


gen, ebenfalls Anwendung, und füllen die hiernach anwendbaren Vorſchriften 
* 5 — | 


g. 108. Im Uebrigen wird hier auf die im vorigen Titel H. TOT. und 
105. enthaltenen Vorſchriften Bezug genommen, ſoweit ſie die zu Eigenthums⸗, 


Erbzins⸗ oder Erbpachts⸗Rechten bereits verliehenen Bauerguͤter beireffen. 


§. 109. Sollten die bäuerlichen Wirthe in den Domainen, welche bereits 
Erbpaͤchter ihrer Stellen find, die Ablöfung ihrer Natural- und Geldleiſtungen f 
nach Inhalt gegenwaͤrtiger Verordnung derjenigen, wozu ſie nach der Abloͤ⸗ 
ſungsordnung vom 7ten Juni 1821. befugt ſind, vorziehen, ſo ſoll ihnen 
ſolches gewährt werden. ö 8 5 


WS 
Von den Behoͤrden zur Ausführung dieſes Geſetzes. 


RER $. 110. Die nach g. 12. Behufs der guͤtlichen Auseinanderſetzungen 
der Gutsherren mit ihren Bauern anzuordnenden Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrden, 


NR Se" 


ſollen aus einem von den Gutsbeſitzern des Kreiſes zu waͤhlenden Rittergutsbe⸗ 


ſitzer und aus einem Freibauer oder fonft einem ſachkundigen und zuverlaͤſſigen 
Mann, welchen die Bauern des Kreiſes aus drei von dem Landrath vorzuſchla⸗ 
genden Perſonen Gemeindenweiſe waͤhlen, beſtehen. > 
H. 111. Außer dieſen Behörden ſoll zur Ausführung dieſes Geſetzes und 
der Gemeinheitstheilungs- und Abloͤſungsordnung vom 7ten Juni 1821. eine 


beſondere Generalkommiſſion zu Poſen niedergeſetzt, und eben daſelbſt als Appel⸗ 


lationsinſtanz ein Reviſionskollegium errichtet werden; in der dritten Inſtanz 
aber ſoll in den dazu geeigneten Faͤllen Unſer Geheimes Obertribunal zu Ber⸗ 
lin erkennen. & 


612, Alle auf den Grund dieſes Geſetzes abzuſchließende Verträge 


und Rezeſſe müffen von der Generalkommiſſion beſtaͤtiget, und, wenn ſie dazu 
reif ſind, gerichtlich oder vor einem zum Richteramte geeigneten und verpflichte⸗ 


ten, von der Behoͤrde damit beauftragten Beamten aufgenommen oder anerkannt 


werden. Alle auf dieſe Weiſe noch nicht aufgenommene und beſtaͤtigte Verhand⸗ 
lungen find nach Verſchiedenheit der Fälle nur als Traktaten und Punktatio⸗ 
nen anzuſehen, und muͤſſen nach dem Befinden der Generalkommiſſion berich⸗ 
tiget, vervollſtaͤndiget und zu feiner Zeit in der eben beſtimmten Form zum Schluß, 
gebracht werden. F | | „ 
F. 113. Im Uebrigen finden auf die Amtsbefugniſſe und den Geſchaͤfts⸗ | 
betrieb der Generalkommiſſion und des Reviſionskollegiums zu Poſen die Ver⸗ 
ordnungen vom 20ſten Juni 1817. 29ſten November 1819. und das Geſetz ö 
wegen Ausführung der Gemeinheitstheilungs- und Abloͤſungsordnung vom 


Iten Juni 1821. mit den aus gegenwaͤrtigem Geſetz ſich ergebenden Abaͤnderun⸗ | 


in 


| 


VV 
in einer von ben Miniſterien des Innern und der Juſtiz zu erlaſſenden Inſtruk⸗ 
tion zuſammengeſtellt und näher beſtimmt, insbeſondere darin die Art und Weiſe 
der Anwendung jener Ordnungen auf die nach dieſem Geſetze zu regulirenden 

Geſchaͤfte weiter entwickelt, und die gedachte Inſtruktion durch die Amtsblaͤtter 
der Regierung zu Poſen, Bromberg und Marienwerder bekannt gemacht werden. 
Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | = 
Gegeben Berlin, den gten April 1823. 


(L. S) Friedrich Wilhelm. 


v. Altenſtein. 


Beglaubigt: 
Frieſe. 
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(No. 797.) Geſetz wegen Anwendung des Edikts vom 14fen September 1811. bie Res 
. gulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe betreffend, und 
der fpäter darüber erlaſſenen Geſetze, imgleichen wegen Anwendung der 
Ordnung, die Abldſung der Dienſte ꝛc. betreffend, vom Ften Juni 1824. 

auf das Landgebiet der Stadt Danzig. Vom Sten April 1823. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
= Preußen ꝛc. 1% a 


haben durch die Provinzialbehoͤrden unterſuchen laſſen, ob und in wiefern der 

beſtehende Rechtszuſtand und die Verfaſſung im Landgebiete der Stadt Danzig 

die Anwendung der wegen Ausgleichung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhaͤltniſſe von Uns erlaſſenen Geſetze daſelbſt geſtatte, und Uns hierdurch 

von der Ausführbarkeit derſelben überzeugt. Wir verordnen daher, auf den 

Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach vernommenem Gutachten Unſe⸗ 

res Staatsraths, wie folgt: Be 

F. I. Das Edikt vom Taten September 1811. wegen Regulirung der hrung 
guts herrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe und die daſſelbe abändernden, ergan⸗ Feen hee 
zenden und erläufernden Verordnungen, als die Deklaration vom 2often Mai N 
1816. und die Verordnungen vom 20ſten Juni 1817. vom gten Mai 1818. e 
Jahrgang 1823. N vom 


vom ofen Juni und 20ſten November 1819. finden unter den nachfolgenden 
Beſtimmungen auf das Landgebiet der Stadt Danzig Anwendung. 


F. 2. Der Anſpruch auf Verleihung des Eigenthums und Auseinan⸗ 
derſetzung nach bene, des Edikts und deſſen Deklaration findet nur Statt we⸗ 
gen ſolcher Stellen, bei welchen ſich gleichzeitig folgende Eigenſchaften finden: 
a) daß ihre Hauptbeftimmung iſt, ihren Inhaber als — Acker⸗ 
wirth zu ernaͤhren; 
b) daß ſie zur Klaſſe der bäuerlichen. Stellen ‚gehören; 1 
c) daß fie bei Bekanntmachung dieſes Geſetzes von dem Suchen noch 
nicht zur eigenen Bewirthſchaftung eingezogen ſind. 


§. 3. Dienſt⸗ Familienſtellen im Gegenſatze von Ackernahrungen, ſind 
alſo hievon ausgeſchloſſen. 

Als Ackernah rungen ſind diejenigen Stellen von der im vorigen H. 
unter Buchſtaben a. angegebenen Beſtimmung zu betrachten, von welchen 
Spanndienſte geleiſtet werden muͤſſen, oder deren Beſitzer bisher gewöhnlich zu 
ihrer Bewirthſchaftung Zugvieh (Pferde oder Rindvieh) gehalten haben, oder 
bei denen ſolches zu ihrer Bewirthſchaftung fortdauernd erforderlich iſt. 


Iſt aber keine von dieſen drei Beſtimmungen bei der Stelle vorhanden; 
ſo gehoͤrt ſie zur Klaſſe der Dienſt-Familienſtellen. 


H. 4. Ebenmaͤßig find ausgeſchloſſen die aus Vorwerksland gebildeten 


Stellen. Fuͤr baͤuerlich ſollen aber alle Ackernahrungen gehalten werden, 


welche entweder 


1) in den aufgenommenen Steueranſchlaͤgen oder Steuerrollen zur baͤuer⸗ 


lichen Hufenſteuer, oder doch als Danniker 5 9 u. nd w. au 
Schutzgeld veranfchlagt, oder 5 
2) bei der Verkuͤndung dieſes Geſetzes entweder 
a). mit Dienſten zur Wepinſchaftung eines herrſchaftlichen Gutes belaſtet 
ſind, oder 
b) als ſogenannte emphitentiſche Güter auf beſtimmte Jahre ober Geſchlechts⸗ 
folgen, mit oder ohne Befugniß, nach Ablauf der Friſt die Verlaͤnge⸗ 
a rung des Kontrakts fordern zu koͤnnen, oder als zur Kultur ausgeſetzte 
‚Güter (Laßguͤter) im Sinne des H. 626. u. folg. Tit. 21. Th. L des 
Allgemeinen Landrechts, fey es zu erblichen oder nicht erblichen Rech⸗ 
1 oder zeitpachtweiſe, von Leuten bäuerlichen Standes, befeffen, werden. 


§. 5. Bei nicht erblich beſeſſenen Ackernahrungen hat jedoch der bishe⸗ 

rige Nutznießer nur dann auf die Verleihung des Eigenthums ꝛe⸗ Anſpruch, 
wenn wegen deſſen Befähigung nicht diejenigen Einwendungen 305 machen ſind, 
die 


| F 
die nach dem Allgemeinen Landrecht Theil II. Tit. 7. H. 287 — 291. zur Er⸗ 5 
miſſion aus dem Beſitze berechtigen nud 51 9% 5 
F. 6. Die übrigen, von den vorſtehenden abweichenden Beſtimmungen me 
der Artikel 4. und 5. der Deklaration vom 29ſten Mai 1816. finden auf das a 


9 


Landgebiet der Stadt Danzig nicht Anwendung. 8 

F. 7. Alle Zeitbeſtimmungen, welche ſich auf den Bekanntmachungs⸗ 
Termin des Edikts vom raten September 18 11. beziehen, find von dem Tage 
zu verſtehen, an welchem das jetzige Geſetz verkündet wird; jedoch iſt jeder 
Theil, ſowohl die Gutsherrſchaft als die bäuerlichen Wirthe, ſogleich nach der 
Verkuͤndung deſſelben auf die Auseinanderſetzung durch die Behörde anzutragen 
berechtiget. f 


5 Zur moͤglichſten Beförderung der Auseinanderſetzungen durch 
Vergleich, ſoll in dem Landgebiete der Stadt Danzig eine Vermittelungsbehoͤrbe 


errichtet werden. 


$. 9. Dieſe ſoll aus einem von den Gutsbeſitzern zu waͤhlenden Guts⸗ 
beſitzer und aus einem Freibauer, oder ſonſt einem ſachkundigen und zuverlaͤſſi⸗ 
gen Mann, welchen die Bauern des Gebiets Gemeindeuweiſe wählen, beſtehen. 


§. 10. Sofern die Betheiligten ſich nicht guͤtlich untereinander einigen, 
muͤſſen fie ſich zuvörderſt an dieſe Behörde wenden, damit ſelbige einen zu ſtif⸗ 
tenden Vergleich vermittele. 


§. II. Es bedarf zu dem Ende keiner Vermeſſung und foͤrmlichen Ab⸗ 
ſchaͤtzung, ſondern es hängt lediglich von dem Ermeſſen der Vermittler ab, auf 
welchem anderen kuͤrzeren Wege ſie ſich von den Gegenſtaͤnden der Auseinander⸗ 
ſetzung und von dem Sachverhältniffe zuverläffige Kenntniß verſchaffen wollen. 


H. 12, In jedem Falle, es mag ein Vergleich durch oder ohne Ver⸗ 
mittelung der genannten Behoͤrde zu Stande kommen, muß der Auseinander⸗ 
ſetzungsrezeß gerichtlich vollzogen und der Generalkommiſſion zur Pruͤfung und 
Beſtaͤtigung eingereicht werden. f ; 


§. 13. Die Generalkommiſſion kann auf einfeitige Anträge der Guts⸗ 
herren oder der Bauern nur dann zur Auseinanderſetzung ſchreiten, wenn durch 
eine Beſcheinigung der Vermittelungsbehoͤrde nachgewieſen wird „daß die Be⸗ 
muͤhungen der letzteren, einen Auseinanderſetzungs⸗ Vergleich zu ſtiften, ohne 
Erfolg geblieben ſind. Wird aber von beiden Theilen der Antrag auf Ausein⸗ 
anderſetzung bei der Generalkommiſſion angebracht; ſo muß ſie ſolche ſofort 
einleiten. i 
§. 14. 


= u m 8 f 
2) Von den F. IA. Außer den H. T. erwähnten Geſetzen follen auch in dein Danziger 
Tg. Gebiete die Ordnung wegen Ablöfung der Dienfte ıc. vom 7ten Juni 1821. und 
ie das Geſetz von eben dem Tage über die Ausführung der Gemeinheitstheilungs⸗ 
162. und Abloſungsordnung zur Anwendung kommen. 5 


8 $. 15. Die Ausführung der hiernach in dem Danziger Gebiete anwend⸗ 
baren Geſetze und der Gemein eitstheilungs⸗Ordnung uͤbertragen Wir der 
Generalkommiſſion zu Marienwerder. 

Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenen Unterſchrift und beigedruck⸗ 

tem Koͤniglichen Inſiegel. i g 
Gegeben Berlin, den gten April 1823. i 2550 
. 8) Friedrich Wilhelm. 


v. Altenſtein. 


ar Beglaubigt : 8 


— — 5 


